
 

  

S 12 SB 115/03

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 8
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze 1. Nach dem ab 02.01.2002 geltenden

Recht führt zwar die Klagerücknahme im
Rechtsmittelverfahren wegen der
Regelung in § 192 Abs. 2 Satz 1 SGG nicht
mehr kraft Gesetzes zur
Wirkungslosigkeit der Entscheidung über
die Auferlegung von Mutwillenskosten;
gemäß Satz 2 des § 192 Abs. 2 SGG kann
jedoch das Rechtsmittelgericht auf Antrag
des Beschwerten gemäß § 102 Satz 3
SGG die Entscheidung über die
Auferlegung von Kosten nach § 192 Abs. 1
SGG durch einen zu begründenden
Beschluss aufheben (Anschluss an LSG
Berlin Beschluss vom 10.06.2004 – L 3 U
15/04 – ).
2. Wird die Auffassung des Klägers durch
das Ergebnis eines gerichtlichen
Sachverständigengutachtens gestützt –
und sei es auch nur vordergründig – kann
dem Prozessbeteiligten kein Vorwurf
daraus gemacht werden, dass er sich
dadurch in seiner Ansicht bestätigt fühlt
und das Verfahren fortführt, auch wenn
das Gericht zu erkennen gegeben hat,
dass es der Klage keine Erfolgsaussicht
einräumt.

Normenkette SGG § 192

1. Instanz

Aktenzeichen S 12 SB 115/03
Datum 31.03.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 SB 3940/05 AK-A
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Datum 18.11.2005

3. Instanz

Datum -

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind im Klageverfahren (S 12 SB 1198/03) nicht zu
erstatten. Die in dem Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 31. MÃ¤rz 2005
getroffene Entscheidung, wonach der KlÃ¤ger 300,- EUR Missbrauchskosten an die
Gerichtskasse zu zahlen hat, wird aufgehoben.

GrÃ¼nde:

I.

Mit Urteil vom 31.03.2005 hat das Sozialgericht Karlsruhe (SG) die auf Zuerkennung
des Nachteilsausgleichs (Merkzeichen) G gerichtete Klage des KlÃ¤gers abgewiesen
und dem KlÃ¤ger zugleich 300,- EUR Missbrauchskosten auferlegt, weil der KlÃ¤ger
hÃ¤tte erkennen mÃ¼ssen, dass seinem Klagebegehren im Hinblick auf die
durchgefÃ¼hrten Ermittlungen sowie seinen eigenen Sachvortrag nicht
stattgegeben werden kÃ¶nne. Gegen dieses Urteil hat der KlÃ¤ger am 06.05.2005
Berufung eingelegt. Nach einem rechtlichen Hinweis des Senats hat er mit einem
am 22.09.2005 eingegangenen Schreiben die Klage zurÃ¼ckgenommen und
gleichzeitig eine Entscheidung Ã¼ber die Kosten gemÃ¤Ã� Â§ 102 Satz 3
Sozialgerichtsgesetz (SGG) beantragt.

II.

Durch die am 22.09.2005 erklÃ¤rte KlagerÃ¼cknahme hat sich der Rechtsstreit in
der Hauptsache erledigt (Â§ 102 Satz 2 SGG). Nach Satz 3 dieser Vorschrift ist auf
Antrag diese Wirkung durch Beschluss auszusprechen und, soweit Kosten
entstanden sind, Ã¼ber diese zu entscheiden.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nach Â§ 193 SGG nicht zu erstatten, da die Klage
vom SG zu Recht abgewiesen worden ist. Nach dem Ergebnis der vom SG
durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme hat der KlÃ¤ger keinen Anspruch auf
Zuerkennung des Nachteilsausgleichs G.

Der KlÃ¤ger ist aber nicht verpflichtet, Missbrauchskosten an die Gerichtskasse zu
zahlen.

Nach der bis zum In-Kraft-Treten des Sechsten Gesetzes zur Ã�nderung des
Sozialgerichtsgesetzes (6. SGG-Ã�ndG) vom 17. August 2001 (BGBl. I S. 2144) von
der herrschenden Meinung vertretenen Rechtsauffassung (vgl. u.a.
Peters/Sautter/Wolff Komm. zum SGG, 68. Lfg 12/98, Â§ 192 Nr. 5 m.w.N.) wurde
mit der KlagerÃ¼cknahme im Rechtsmittelverfahren das Urteil des SG insgesamt
gegenstandslos, also auch hinsichtlich der Auferlegung von Mutwillenskosten. Einer
Entscheidung des Rechtsmittelgerichts bedurfte es nach altem Recht nicht. Der

                               2 / 4

https://dejure.org/gesetze/SGG/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/102.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202001,%202144


 

durch das 6. SGG-Ã�ndG eingefÃ¼gte Â§ 192 Abs. 2 Satz 1 SGG regelt jedoch
ausdrÃ¼cklich, dass die erstinstanzliche Entscheidung Ã¼ber die Auferlegung von
Kosten nach Abs. 1 in ihrem Bestand nicht durch die KlagerÃ¼cknahme berÃ¼hrt
wird. GemÃ¤Ã� Â§ 192 Abs. 2 Satz 2 SGG kann diese Entscheidung nur durch eine
zu begrÃ¼ndende Kostenentscheidung im Rechtsmittelverfahren aufgehoben
werden. Da im Rechtsmittelverfahren das Gericht nicht von Amts wegen tÃ¤tig wird,
ist zur Aufhebung der Entscheidung Ã¼ber die nach Â§ 192 SGG auferlegten Kosten
ein entsprechender Antrag des Beteiligten erforderlich, der durch die Entscheidung
beschwert ist.

Nach dem ab 02.01.2002 geltenden Recht fÃ¼hrt zwar die KlagerÃ¼cknahme im
Rechtsmittelverfahren wegen der Regelung in Â§ 192 Abs. 2 Satz 1 SGG nicht mehr
kraft Gesetzes zur Wirkungslosigkeit der Entscheidung Ã¼ber die Auferlegung von
Mutwillenskosten; gemÃ¤Ã� Satz 2 des Â§ 192 Abs. 2 SGG kann jedoch das
Rechtsmittelgericht auf Antrag des Beschwerten gemÃ¤Ã� Â§ 102 Satz 3 SGG die
Entscheidung Ã¼ber die Auferlegung von Kosten nach Â§ 192 Abs. 1 SGG durch
einen zu begrÃ¼ndenden Beschluss aufheben. Der Senat schlieÃ�t sich damit der
Rechtsprechung des Landessozialgerichts Berlin in dessen Beschluss vom
10.06.2004 â�� L 3 U 15/04 â�� in vollem Umfang an.

Nach Â§ 192 SGG kann das Gericht im Urteil einem Beteiligten ganz oder teilweise
die Kosten auferlegen, die dadurch verursacht werden, dass 1. durch Verschulden
des Beteiligen die Vertagung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung oder die
Anberaumung eines neuen Termins zur mÃ¼ndlichen Verhandlung nÃ¶tig
geworden ist oder 2. der Beteiligte den Rechtsstreit fortfÃ¼hrt, obwohl ihm vom
Vorsitzenden in einem Termin die MissbrÃ¤uchlichkeit der Rechtsverfolgung oder
â�� verteidigung dargelegt worden und er auf die MÃ¶glichkeit der
Kostenauferlegung bei FortfÃ¼hrung des Rechtsstreits hingewiesen worden ist.

Ein Sachverhalt, der die VerhÃ¤ngung von Verschuldenskosten nach Nr. 1 des Â§
192 Abs. 1 Satz 1 SGG erlauben wÃ¼rde, liegt nicht vor.

Auch eine Fallgestaltung im Sinne der Nr. 2 dieser Norm ist im konkreten Fall nicht
gegeben, weil dem KlÃ¤ger der Vorwurf der RechtsmissbrÃ¤uchlichkeit nicht
gemacht werden kann. Die vom SG zur BegrÃ¼ndung seiner Entscheidung
herangezogenen Gutachten lassen zwar den Schluss zu, dass die Voraussetzungen
fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens G nicht erfÃ¼llt sind. Darin stimmt der
Senat mit dem SG Ã¼berein. Dieses Ergebnis der Beweisaufnahme ist aber
keinesfalls so eindeutig, dass die FortfÃ¼hrung der Klage als rechtsmissbrÃ¤uchlich
gewertet werden kann. Eine missbrÃ¤uchliche Rechtsverfolgung liegt nur vor, wenn
die Klage offensichtlich unzulÃ¤ssig oder unbegrÃ¼ndet ist und die Erhebung oder
FortfÃ¼hrung der Klage von jedem Einsichtigen als vÃ¶llig aussichtslos angesehen
werden mÃ¼sste (st. Rspr. des BVerfG; vgl. z.B. BVerfG 12.09.2000 AnwBl. 2001,
120; 06.11.1995 NJW 1996, 1273, 1274 m.w.N.).

Davon kann im vorliegenden Fall keine Rede sein. Der vom SG gehÃ¶rte Chirurg hat
z.B. angegeben, das Gangbild des KlÃ¤gers sei langsam, sicher, kurzschrittig, sehr
bedacht und nicht weit ausholend, eher schleichend. Es bestÃ¼nden zwar deutliche
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objektive Zeichen einer SekundÃ¤rarthrose am oberen rechten Sprunggelenk, die
die Beschwerden des KlÃ¤gers erklÃ¤rten. Der funktionelle Befund zeige jedoch,
dass trotz der rÃ¶ntgenologisch erheblichen VerschleiÃ�zeichen am rechten oberen
Sprunggelenk keine Schonhaltung des Beines Ã¼ber lÃ¤ngere Zeit ausgeÃ¼bt
worden sei, da die MuskelumfÃ¤nge gleich seien. Er schÃ¤tze, dass der KlÃ¤ger
innerhalb von 30 Minuten auch mit einem Gehstock eine Gehstrecke von 1500
Metern bewÃ¤ltigen kÃ¶nne. Bei Zugrundelegung dieser SchÃ¤tzung des
SachverstÃ¤ndigen wÃ¤re die Klage sogar nach Auffassung des SG begrÃ¼ndet
gewesen. Denn das SG geht â�� zu Recht â�� davon aus, dass eine erhebliche
EinschrÃ¤nkung der BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr vorliegt, wenn in
einer Zeitspanne von 30 Minuten nur noch Wegstrecken von unter 2000 Metern
zurÃ¼ckgelegt werden kÃ¶nnen. Zwar gelangt es dann im Rahmen seiner
BeweiswÃ¼rdigung zu der â�� auch vom Senat geteilten â�� Ansicht, dass dem
KlÃ¤ger noch Wegstrecken von ca. 2000 Metern innerhalb von 30 Minuten mÃ¶glich
sind. Dem KlÃ¤ger kann jedoch angesichts der oben erwÃ¤hnten AusfÃ¼hrungen
des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen keinesfalls der Vorwurf der
rechtsmissbrÃ¤uchlichen ProzessfÃ¼hrung gemacht werden. Wird die Auffassung
des KlÃ¤gers durch das Ergebnis eines gerichtlichen SachverstÃ¤ndigengutachtens
gestÃ¼tzt â�� und sei es auch nur vordergrÃ¼ndig â�� kann dem
Prozessbeteiligten kein Vorwurf daraus gemacht werden, dass er sich dadurch in
seiner Ansicht bestÃ¤tigt fÃ¼hlt und das Verfahren fortfÃ¼hrt, auch wenn das
Gericht zu erkennen gegeben hat, dass es der Klage keine Erfolgsaussicht
einrÃ¤umt.

Dieser Beschluss ist nicht mit der Beschwerde anfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 09.02.2006

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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